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Stürzt ein Leiharbeitnehmer bei Arbeiten auf einem Betriebsgelände, das nicht dem Ent-
leiher zuzuordnen ist, aus vier Metern Höhe ab, so haften der Entleiher und der Vorge-
setzte des Leiharbeitnehmers dem Unfallversicherungsträger für die anlässlich des Ar-
beitsunfalls entstandenen Aufwendungen gemäß § 110 Abs. 1, 111 SGB VII, da sie selbst 
für die Absturzsicherung des Leiharbeitnehmers hätten sorgen müssen. 
 
§§ 110 Abs. 1, 111 SGB VII, § 421 BGB, § 11 Abs. 6 AÜG 
 
Urteil des LG Detmold vom 09.11.2018 – 1 O 160/17 – 
Bestätigung des Urteils des LG Detmold durch Hinweisbeschluss des OLG Hamm vom 19.07.2019 – I-9 
U 195/18 –  
 

Die Klägerin, ein Unfallversicherungsträger, nimmt die Beklagten auf Ersatz von Aufwen-
dungen wegen eines Arbeitsunfalles in Anspruch. 
Der Geschädigte war am Unfalltag als Leiharbeitnehmer bei der Beklagten zu 1 zum ersten 
Mal tätig. Die Beklagte zu 1 arbeitete im Auftrag des Betreibers einer Biogasanalage auf deren 
Betriebsgelände und befüllte Betonsilos mit Maishäckseln. Am Unfalltag erhielt der Geschä-
digte vom Beklagten zu 2 die Arbeitsanweisung, ein rund vier Meter hohes Betonsilo, das 
bereits mit Maishäckseln befüllt war, zu besteigen, um vor einer Silomauer, die die einzelnen 
Silageabteilungen trennte, eine Kehle ausarbeiten. Zuvor waren von ihm noch Maishäcksel 
von der Trennmauer wegzuarbeiten. Während dieser Arbeiten stürzte der Geschädigte von 
dem vier Meter hohen Betonsilo und verletzte sich schwer. Die Klägerin hatte bis zum Klage-
zeitpunkt 29.708,58 € an Aufwendungen gezahlt, von den die Haftpflichtversicherung 
8.185,78 € ausglich. Den Differenzbetrag macht die Klägerin im vorliegenden Prozess geltend 
und beantragt zusätzlich die Feststellung, dass die Beklagten auch die weiteren Aufwendungen, 
die zukünftig aus dem Unfallereignis entstehen werden, zu zahlen haben. 
Das LG Detmold erachtet die Klage als begründet. Die Klägerin habe einen Anspruch auf 
Zahlung des Differenzbetrages gemäß §§ 110 Abs. 1 S. 1, 111 SGB VII, § 421 BGB; der 
Feststellungsantrag sei ebenfalls zulässig. Nach § 110 Abs. 1 SGB VII hafteten Personen, die 
nach den §§ 104 SGB VII bis 107 SGB VII in ihrer Haftung beschränkt seien. Der Beklagte zu 
2 sei gemäß § 104 Abs. 1 SGB VII als Unternehmer des Geschädigten in seiner Haftung 
beschränkt. Der Beklagte zu 2 habe den Unfall des Geschädigten auch objektiv grob fahr-
lässig i.S. des § 110 Abs. 1 SGB VII, also durch einen objektiv wie subjektiv schlicht unent-
schuldbaren Verstoß gegen die Verkehrssicherungspflichten, herbeigeführt. Sowohl § 11 der 
UVV „Arbeitsstätten, bauliche Anlagen und Einrichtungen“ (VSG 2.1) als auch § 5 der UVV 
„Lagerstätten“ und Ziffer 2.1. des Anhangs zur ArbStättV schrieben vor, dass, wenn eine 
Absturzgefahr bestehe, Personen mit einer Einrichtung gegen Abstürze zu sichern seien. 
Nach der Durchführungsanweisung zu § 11 VSG 2.1 bestehe eine Absturzgefahr grundsätzlich 
dann, wenn eine Absturzhöhe von mehr als einem Meter vorhanden ist. Diese Vorschriften 
gälten gemäß § 11 Abs. 6 AÜG auch im Verhältnis des Leiharbeitnehmers zum Entleiher. Ge-
gen diese, vor tödlichen Gefahren schützenden, Vorschriften habe der Beklagte zu 2 ver-
stoßen. Deshalb und weil sich die Absturzgefahr geradezu hätte aufdrängen müssen, liege 
auch ein subjektiv schweres Verschulden vor. 
Der Beklagte zu 2 könne sich nicht dadurch entlasten, er nicht Betreiber der Biogasanlage war 
und keine Absturzsicherungen hätte einrichten können und die Anlage auch von der Bezirksre-
gierung Detmold abgenommen worden war. Vielmehr hätte er eigene, ggfls. mobile, Ab-
sturzsicherungen installieren müssen oder beim Betreiber der Anlage auf die Anbrin-
gung von Absturzsicherungen hinwirken müssen. 
Da sich der fiktive zivilrechtliche Schadensersatzbetrag auf mehr als 42.000 € belaufe, sei auch 
die Höhe der eingeklagten Forderung der Klägerin nicht zu beanstanden. Ein Mitverschulden 
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des Geschädigten gemäß § 254 BGB, das die Höhe des fiktiven zivilrechtlichen Schadenser-
satzes mindern würde, könne nicht festgestellt werden. Als entliehener Arbeitnehmer habe 
er sich der Weisung des Beklagten zu 2 nicht entziehen können (vgl. dazu Urteil des OLG 
Frankfurt vom 04.04.2014 – 2 U 93/13 – [UVR 06/2014, S. 418]). Die Klägerin müsse sich auch 
kein Auswahlverschulden der Leiharbeitsfirma entgegenhalten lassen, da der Geschädigte für 
die Arbeiten nicht ungeeignet war. Der Beklagte zu 1 hafte gemäß § 111 S. 1 SGB VII aus den 
geleichen Gründen. Beide Beklagten hafteten der Klägerin als Gesamtschuldner nach § 421 
BGB.  
Hinweis: Das Urteil wurde durch den Hinweisbeschluss des OLG Hamm vom 19.07.2019 – I-9 
U 195/18 (als Anlage nach dem Urteil des LG Detmold beigefügt) bestätigt. (A.L.) 

 
Das Landgericht Detmold hat mit Urteil vom 09.11.2018 – 1 O 160/17 – wie folgt entschieden: 
 

https://dokcenter.dguv.de/livelink/llisapi.dll/fetch/2000/1860033/2980505/3160821/06_2014_09.pdf?nodeid=3164780&vernum=-2
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